
In der BRD sind in den alten Bundes-
ländern 84,1 Prozent gesetzlich
krankenversichert. In den neuen

Bundesländern liegt der Anteil bei 90,3
Prozent. Demgegenüber sind 15,9 Pro-
zent der Bevölkerung in den alten
Bundesländern entweder privat versi-
chert, nicht versichert oder besitzen an-
dere Sicherungsformen gegen die Risi-
ken von Erkrankungen. In den neuen
Bundesländern liegt dieser Anteil bei 
9,7 Prozent (vgl. KZBV Jahrbuch 2006, 
S. 161; Zahlen aus 2005). Privatleistun-
gen können gegenüber „echten“ und
„unechten“ Selbstzahlern erbracht wer-
den. „Echte“ Selbstzahler sind Vertrags-
patienten, die Privatleistungen in An-
spruch nehmen. Zu den „unechten“

Selbstzahlern zählen die privat Kran-
kenversicherten ggf. mit Beihilfebe-
rechtigung, da sie einen oder mehrere
Kostenträger im Hintergrund haben.
„Echte“ Selbstzahler sind sie nur dann,
wenn sog. kostenträgerfreie Leistungen
in Anspruch genommen werden. Das
sind Leistungen, die über das zahnmedi-
zinisch notwendige Maß hinausgehen
(z.B. Maßnahmen der Ästhetik und Kos-
metik) und deshalb von keinem Kosten-
träger übernommen werden.

Probleme bei Privatleistungen
Es ist geradezu ein Skandal, dass es der
Verordnungsgeber nicht für nötig be-
funden hat, die Grundlage der Berech-
nung von Privatleistungen (GOZ) seit

1988 fachlich und gebührentechnisch
anzupassen. Die GOZ ist die älteste, nie-
mals angepasste Gebührenordnung für
einen freien Beruf in Europa. Nun soll
voraussichtlich zu Beginn des Jahres
2009 eine Novelle der GOZ erfolgen.
Was davon allerdings bislang bekannt
geworden ist, lässt nichts Gutes er-
warten. Stichworte hierzu sind Anpas-
sung des Leistungsverzeichnisses an
den BEMA, zahlreiche Leistungsaus-
schlüsse, Öffnungsklausel zu Einzel-
oder Gruppenverträgen usw.
Zudem legen Kostenträger die GOZ z.T.
sehr restriktiv und eigenwillig aus. Zu
den restriktiven Maßnahmen gehört die
Erstattung nur bis zum 2,3-fachen Satz
der GOZ, dass routinemäßige Bezwei-
feln von Begründungen, die Verwei-
gerung, bestimmte Positionen oder Po-
sitionenkombinationen zu erstatten,
Anfragen zur medizinischen Notwen-
digkeit geplanter oder bereits durchge-
führter Behandlungsmaßnahmen, Ein-
verlangen von umfangreichen Unter-
lagen beim Zahnarzt, Hinweise an die 
Patienten erst nach Prüfung der Liqui-
dation durch den Kostenträger zu zah-
len usw. Diese Maßnahmen haben im
Laufe der letzten 20 Jahre Wirkung ge-
zeigt.
Zu den hausgemachten Problemen
zählt, dass die Zahnärzteschaft sich
auch nach 20 Jahren GOZ-Anwendung
nicht in der Lage sieht, die Gestaltungs-
möglichkeiten der GOZ zu nutzen. Zu
nennen sind hier die Wahl eines ange-
messenen Steigerungsfaktors (78 Pro-
zent = 2,3-fach und unter 2,3-fach), die
freie Vereinbarung nach § 2 Abs. 1 und
2 (über die Gebührenhöhe) (0,2 Prozent)
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In Zeiten von Budgets, Degression, Wirtschaftlichkeit und Honorarverteilung ist es notwendiger
denn je, über einen „gesunden Anteil“ an Privatpatienten, besser noch an Privatleistungen, zu
verfügen. Es sollte langfristig ein Anteil an Privatleistungen von 50 Prozent der Umsätze ange-
strebt werden. 
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